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Wahlordnung der IHK Kassel-Marburg?

l. Vollversammlung

§1
Wahlmodus

(1) Die IHK-Zugehdrigen wahlen in allgemeiner, unmittelbarer, geheimer und freier Wahl
fur die Dauer von 5 Jahren jeweils 77 wahlbare Personen als Mitglieder der
Vollversammlung. Bis zu sechs weitere wahlbare Personen konnen von den
unmittelbar gewahlten Vollversammlungsmitgliedern fur die gleiche Amtsdauer in
mittelbarer Wahl gemalR § 22 zu Mitgliedern der Vollversammlung hinzugewahlt
werden, die insoweit als Wahlpersonen handeln (Zuwahl). Die Zuwahl dient dazu, die
Spiegelbildlichkeit der Vollversammlung 2zu verbessern. Hierbei sind die
wirtschaftlichen Besonderheiten des IHK-Bezirks und die gesamtwirtschaftliche
Bedeutung der Gewerbegruppen zu berticksichtigen. Die Spiegelbildlichkeit kann
insbesondere dadurch verbessert werden, dass sich die Vollversammlung um Vertreter
von Wirtschaftszweigen oder von flr die Spiegelbildlichkeit relevanten Unternehmen
erganzt, die im Rahmen der unmittelbaren Wahl keinen Sitz erlangt haben, unabhangig
davon, ob sie zur unmittelbaren Wahl angetreten sind oder nicht. Der Antrag auf
Durchflhrung einer Zuwahl ist entsprechend zu begrinden.

(2) Die Vorsitzenden der Regionalversammlungen werden mit der Wahl zum
Regionalversammlungsvorsitzenden ordentliche, stimmberechtigte Mitglieder der
Vollversammlung, sofern sie nicht bereits unmittelbar in die Vollversammlung gewahlt
wurden.

(3) Fir die Mitglieder der Vollversammlung, die unmittelbar gewahlt worden sind und vor
Ablauf ihrer Amtszeit ausscheiden, riicken die Kandidaten nach, die bei ihrer Wahl in
ihren Wahlgruppen/-untergruppen/-bezirken nach den gewahlten Kandidaten und nach
den bereits nachgertickten Nachfolgekandidaten die héchste Stimmenzahl erhalten
haben (Nachfolgemitglied). Fur die Falle des Nachriickens und bei Ersatzwahlen ist
stets darauf zu achten, dass die festgelegten Mindestsitze in den Wahluntergruppen
1.4 und 1.5 besetzt sind bzw. werden. Endet die Wahlbarkeit des Nachfolgemitglieds
im Zeitraum zwischen Wahl und Nachrickfall, so endet auch die Stellung als
Nachfolgemitglied. Gleiches gilt fur den Wechsel in eine andere Wahlgruppe/
-untergruppe/-bezirk. Das Nachfolgemitglied riickt auch dann nach, wenn es bereits
durch Zuwahl (§ 1 Absatz 1 Satz 2) Mitglied der Vollversammlung geworden ist; es gilt
fortan als unmittelbar gewahltes Mitglied. Die Namen der ausgeschiedenen und
nachgerickten Mitglieder sind geman § 27 Absatz 1 bekannt zu machen.

2 Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen mannlich, weiblich
und divers verzichtet. Samtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermalien fir alle Geschlechter.
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Ist kein als Nachfolgemitglied qualifizierter Bewerber vorhanden, so wird die
Vollversammlung den freigewordenen Sitz im Wege der mittelbaren Wahl gemaf § 22
durch die unmittelbar gewahlten Vollversammlungsmitglieder besetzen. Das gewahite
Nachfolgemitglied muss der  Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk  oder  der
Betriebsgrofienklasse (Wahluntergruppe 1.4 und 1.5) des ausgeschiedenen Mitglieds
angehoren.

Werden bei der unmittelbaren Wabhl nicht alle Sitze gemaR § 6 Absatz 1 besetzt, werden
die unbesetzten Sitze in mittelbarer Wahl gemaR § 22 besetzt.

Falls der Anteil der insgesamt in mittelbarer Wahl gewahlten Mitglieder der
Vollversammlung — einschlieflich der nach § 1 Absatz 1 Satz 2 hinzugewahlten — 20 v.
H. der zuldssigen Hdéchstzahl aller Sitze erreicht, ist die mittelbare Wahl weiterer
Vollversammlungsmitglieder ausgeschlossen. In diesem Fall soll die Vollversammlung
die Durchflihrung einer unmittelbaren Nachfolgewahl beschlieen. Diese erfolgt fir die
restliche Amtsperiode des ausgeschiedenen Mitglieds. Sie wird entsprechend den
Vorschriften dieser Wahlordnung als Briefwahl durchgefuhrt. Das gewahlte
Nachfolgemitglied muss der  Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk  oder  der
Betriebsgrofienklasse (Wahluntergruppe 1.4 und 1.5) des ausgeschiedenen Mitglieds
zum Zeitpunkt seiner Wahl angehéren.

§2
Wahlberechtigung

Wahlberechtigt sind

- bei der unmittelbaren Wahl die IHK-Zugehdrigen,

- bei der mittelbaren Wahl die unmittelbar gewahlten Mitglieder der
Vollversammlung.

Jeder IHK-Zugehorige kann sein Wahlrecht nur einmal austben.

Das Wahlrecht ruht bei IHK-Zugehorigen, solange ihnen von einem Gericht das Recht,
in offentlichen Angelegenheiten zu wahlen oder zu stimmen, rechtskraftig aberkannt
ist.

§3
Wahlbarkeit

Wahlbar sind natirliche Personen, die spatestens am letzten Tag der Wahlfrist
volljahrig, das Wahlrecht auszuliben berechtigt und entweder selbst IHK-zugehdrig
oder allein oder zusammen mit anderen zur gesetzlichen Vertretung einer IHK-
zugehorigen juristischen Person, Handelsgesellschaft oder Personenmehrheit befugt
sind. Wahlbar sind auch die in das Handelsregister eingetragenen Prokuristen und
besonders bestellte Bevollmachtigte im Sinne von § 5 Absatz 2 IHKG. Besonders
bestellte Bevollmachtigte sind Personen, die, ohne im Handelsregister eingetragen zu
sein, im Unternehmen des IHK-Zugehorigen eine der eigenverantwortlichen Tatigkeit
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des Unternehmers vergleichbare selbststandige Stellung einnehmen und dies durch
eine entsprechende Vollmacht nachweisen. Nicht wahlbar ist, wer die Fahigkeit,
offentliche Amter zu bekleiden und Rechte aus &ffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht
besitzt.

Fir jeden IHK-Zugehorigen kann sich nur ein Kandidat zur Wahl stellen. Ist bereits ein
Vertreter eines |IHK-Zugehorigen Mitglied der Vollversammlung, kann ein weiterer
Vertreter dieses IHK-Zugehorigen weder nachriicken noch mittelbar oder unmittelbar
gewahlt werden.

Ist eine naturliche Person in verschiedenen Wahlgruppen, Wahluntergruppen bzw.
Wahlbezirken oder BetriebsgroRenklassen (Wahluntergruppe 1.4 und 1.5) wahlbar,
kann sie nur einmal kandidieren.

§4
Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft

Die Amtszeit der Mitglieder der Vollversammlung beginnt jeweils mit dem 01. April des
Wahljahres und endet mit dem 31. Marz des funften auf die Wahl folgenden Jahres.
Die Mitglieder der Vollversammlung nehmen bis zur konstituierenden Sitzung der
Vollversammlung ihr Amt weiter wahr. Die neu gewahlte Vollversammlung ist innerhalb
von acht Wochen nach Beginn der Amtszeit zu ihrer konstituierenden Sitzung
einzuberufen.

Die Mitgliedschaft in der Vollversammlung endet bei direkt gewahlten Mitgliedern vor
Ablauf der in Absatz 1 bestimmten Wahlperiode durch Tod, Amtsniederlegung oder
wenn die Voraussetzungen der Wahlbarkeit im Zeitpunkt der Wahl nicht vorhanden
waren oder nachtraglich entfallen sind, oder die Wahl aus sonstigen Grinden fur
ungultig erklart wird, bei mittelbarer Mitgliedschaft zusatzlich bei Verlust der Stellung,
der Funktion oder des Amtes, das Grund fur die mittelbare Wahl war. Die
Regionalversammlungsvorsitzenden, die ohne unmittelbar in die Vollversammlung
gewahlt zu sein, aufgrund ihrer Wahl zum Regionalversammlungsvorsitzenden Mitglied
der Vollversammlung werden, verlieren ihre Mitgliedschaft im Falle des Verlustes ihrer
Funktion als Regionalversammlungsvorsitzende.

Die Mitgliedschaft in der Vollversammlung wird nicht bertihrt durch den Wechsel in eine
andere Wahlgruppe, einen anderen Wahlbezirk oder in eine andere
BetriebsgroRenklasse (Wahluntergruppe 1.4 und 1.5).

Die Mitgliedschaft bleibt ebenfalls unberihrt, soweit Mitglieder der Vollversammlung
nach Beginn ihrer Mitgliedschaft durch Unternehmensfusion, -zusammenschluss oder
-wechsel ihre Wahlbarkeit vom selben IHK-Zugehorigen ableiten.

Die Gliltigkeit gefasster Beschliisse und vorgenommener Wahlen wird nicht davon
berthrt, dass das Fehlen oder der Verlust der Wahlbarkeit zu einem spateren Zeitpunkt
festgestellt wird. Gleiches gilt, wenn die Wahl einzelner Mitglieder der Vollversammlung
oder der Vollversammlung insgesamt fur unwirksam erklart wird.
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§5
Wahlgruppen und Wahlbezirke

Die IHK-Zugehdrigen werden gemafR § 5 Absatz 4 Satz 2 IHKG zum Zwecke der Wahl
unter BerUcksichtigung der wirtschaftlichen Besonderheiten des IHK-Bezirks sowie der
gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Gewerbegruppen in  Wahlgruppen/
-untergruppen/-bezirke eingeteilt. Ziel dieser Einteilung ist es, eine spiegelbildliche
Zusammensetzung der Vollversammlung nach der Branchen-, Bezirks- und
BetriebsgroRenstruktur des IHK-Bezirks zu erreichen.

Es werden folgende Wahlgruppen gebildet:

Wahlgruppe 1:
Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden sowie

deren Verarbeitung

Wahluntergruppe 1.1:
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden sowie deren Verarbeitung,
Glasgewerbe und Keramik

Wahluntergruppe 1.2:
Ernahrungsgewerbe, Tabakverarbeitung

Wahluntergruppe 1.3:

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe, Holz-, Papier-, Druckgewerbe,
Vervielfaltigung von bespielten Ton-, Bild-, Datentrédgern sowie die Herstellung von
Mébeln, Schmuck, Musikinstrumenten, Sportgeraten, Spielwaren und sonstigen
Erzeugnissen

Wahluntergruppe 1.4:

Chemische Industrie, Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren, Kokerei,
Mineraldlverarbeitung, Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen,
Recycling

Wahluntergruppe 1.5:

Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von Metallerzeugnissen,
Maschinenbau, Herstellung von Biromaschinen, Datenverarbeitungsgeraten und
-einrichtungen, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Fahrzeugbau

Wahlgruppe 2:
Energie- und Wasserversorgung

Wahluntergruppe 2.1:
Erneuerbare Energien

Wahluntergruppe 2.2:
Sonstige Energie- und Wasserversorgung
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Wahlgruppe 3:
Bauwirtschaft

Wahlgruppe 4:
Kraftfahrzeughandel, Tankstellen

Wahlgruppe 5:
Handelsvermittlung

Wahlgruppe 6:
GroRRhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen)

Wahlgruppe 7:
Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen sowie ohne

Apotheken)

Wahlgruppe 8:
Gastgewerbe, Reiseblros und -veranstalter

Wahlgruppe 9:
Verkehrsgewerbe und Nachrichtentbermittlung

Wahlgruppe 10:
Kreditgewerbe sowie mit dem Kreditgewerbe verbundene Tatigkeiten

Wahluntergruppe 10.1:
Sparkassen

Wahluntergruppe 10.2:
Genossenschaftliche Kreditinstitute

Wahluntergruppe 10.3:
Sonstige Kreditinstitute und mit dem Kreditgewerbe verbundene Tatigkeiten

Wahlgruppe 11:
Versicherungsgewerbe und mit dem Versicherungsgewerbe verbundene Tatigkeiten

Wahlgruppe 12:
Grundstiicks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen ohne
Bedienungspersonal

Wahlgruppe 13:
Gesundheitswirtschaft

Wahlgruppe 14:
Digitalisierungsgewerbe
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Wahlgruppe 15:
Kreativwirtschaft

Wahlgruppe 16:
Erbringung von Dienstleistungen Uberwiegend fir Unternehmen und sonst nicht
erfasste IHK-Zugehdrige

Als Wahlbezirk gilt fiir die Wahlgruppen 1, 2, 3, 4, 5 sowie 8 bis 15 der IHK-Bezirk, flr
die Wahlgruppen 6, 7 und 16 werden folgende Wahlbezirke gebildet:

Wahlgruppe 6:
GrolRhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen)

Wahlbezirk 6.1:
Stadt und Landkreis Kassel

Wahlbezirk 6.2:
Landkreis Hersfeld-Rotenburg, Schwalm-Eder-Kreis, Werra-Meillner-Kreis

Wahlbezirk 6.3:

Stadt Marburg und Landkreis Marburg-Biedenkopf mit Ausnahme der Stadte
Biedenkopf und Gladenbach sowie der Gemeinden Angelburg, Breidenbach,
Dautphetal, Bad Endbach und Steffenberg sowie der Landkreis Waldeck-Frankenberg

Wahlgruppe 7:
Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen und ohne Tankstellen sowie ohne

Apotheken)

Wahlbezirk 7.1:
Landkreis Hersfeld-Rotenburg

Wahlbezirk 7.2:
Stadt Kassel

Wahlbezirk 7.3:
Landkreis Kassel

Wahlbezirk 7.4:

Stadt Marburg und Landkreis Marburg-Biedenkopf mit Ausnahme der Stadte
Biedenkopf und Gladenbach sowie der Gemeinden Angelburg, Breidenbach,
Dautphetal, Bad Endbach und Steffenberg

Wahlbezirk 7.5:
Schwalm-Eder-Kreis

Wahlbezirk 7.6:
Landkreis Waldeck-Frankenberg
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Wahlbezirk 7.7:
Werra-Meil3ner-Kreis

Wahlgruppe 16:
Erbringung von Dienstleistungen Uberwiegend fir Unternehmen und sonst nicht
erfasste IHK-Zugehdrige

Wahlbezirk 16.1:
Landkreis Hersfeld-Rotenburg

Wahlbezirk 16.2:
Stadt Kassel

Wahlbezirk 16.3:
Landkreis Kassel

Wahlbezirk 16.4:

Stadt Marburg und Landkreis Marburg-Biedenkopf mit Ausnahme der Stadte
Biedenkopf und Gladenbach sowie der Gemeinden Angelburg, Breidenbach,
Dautphetal, Bad Endbach und Steffenberg

Wahlbezirk 16.5:
Schwalm-Eder-Kreis

Wahlbezirk 16.6:
Landkreis Waldeck-Frankenberg

Wahlbezirk 16.7:
Werra-Meil3ner-Kreis

§6

Sitzverteilung

Die IHK-Zugehdorigen wahlen in ihren jeweiligen Wahlgruppen/-untergruppen/-bezirken
jeweils die folgende Anzahl von Mitgliedern in die Vollversammlung:

Sitze

Wabhlgruppe 1: Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und

Gewinnung von Steinen und Erden

sowie deren Verarbeitung
Wahluntergruppe
1.1 Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden

sowie deren Verarbeitung, Glasgewerbe und Keramik 1

1.2 Ernahrungsgewerbe, Tabakverarbeitung 1
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1.3 Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe, Holz-, Papier-,
Druckgewerbe, Vervielfaltigung von bespielten
Ton-, Bild-, Datentragern sowie die Herstellung von
Maobeln, Schmuck, Musikinstrumenten, Sportgeraten,
Spielwaren und sonstigen Erzeugnissen

14 Chemische Industrie, Herstellung von Gummi- und
Kunststoffwaren, Kokerei, Mineraldlverarbeitung,
Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und Brutstoffen,

Recycling

davon mindestens 6 Sitze fur mittlere und grof3e Unternehmen
mit Uber 19 Arbeitnehmern

1.5 Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von
Metallerzeugnissen, Maschinenbau, Herstellung von
BlUromaschinen, Datenverarbeitungsgeraten und
-einrichtungen, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik,

Fahrzeugbau

davon mindestens 5 Sitze fir mittlere und gro3e Unternehmen
mit Uber 19 Arbeitnehmern

Wabhlgruppe 2:

Wahluntergruppe

Energie- und Wasserversorgung

2.1:  Erneuerbare Energien

2.2:  Sonstige Energie- und Wasserversorgung

Wabhlgruppe 3:
Wahlgruppe 4.
Wahlgruppe 5:

Wabhlgruppe 6:

Wahlbezirk 6.1:

Wahlbezirk 6.2:

Wahlbezirk 6.3:

Bauwirtschaft

Kraftfahrzeughandel, Tankstellen
Handelsvermittlung

GroRhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen)
Stadt und Landkreis Kassel

Landkreis Hersfeld-Rotenburg,
Schwalm-Eder-Kreis, Werra-MeiRner-Kreis

Landkreis Marburg-Biedenkopf (soweit IHK-zugehdrig),
Landkreis Waldeck-Frankenberg
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Wabhlgruppe 7:

Wahlbezirk 7.1:
Wahlbezirk 7.2:
Wahlbezirk 7.3:

Wahlbezirk 7.4:

Wahlbezirk 7.5:
Wahlbezirk 7.6:

Wahlbezirk 7.7:

Wabhlgruppe 8:

Wahlgruppe 9:

Wahlgruppe 10:

Wahluntergruppe

10.1: Sparkassen

Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen
und ohne Tankstellen sowie ohne Apotheken)

Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Stadt Kassel
Landkreis Kassel

Stadt Marburg und Landkreis
Marburg-Biedenkopf (soweit IHK-zugehdrig)

Schwalm-Eder-Kreis

Landkreis Waldeck-Frankenberg
Werra-Meil3ner-Kreis

Gastgewerbe, Reisebliros und -veranstalter
Verkehrsgewerbe und Nachrichtentibermittlung

Kreditgewerbe sowie mit dem Kreditgewerbe
verbundene Tatigkeiten

10.2: Genossenschaftliche Kreditinstitute

10.3: Sonstige Kreditinstitute und mit dem Kreditgewerbe
verbundene Téatigkeiten

Wahlgruppe 11:

Wahlgruppe 12:

Wahlgruppe 13:

Wahlgruppe 14:

Wahlgruppe 15:

Versicherungsgewerbe und mit dem
Versicherungsgewerbe verbundene Tatigkeiten

Grundstuicks- und Wohnungswesen,
Vermietung beweglicher Sachen
ohne Bedienungspersonal
Gesundheitswirtschaft

Digitalisierungsgewerbe

Kreativwirtschaft
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Wahlgruppe 16: Erbringung von Dienstleistungen uberwiegend
fur Unternehmen und sonst nicht erfasste IHK-Zugehérige

Wahlbezirk 16.1: Landkreis Hersfeld-Rotenburg 1
Wahlbezirk 16.2: Stadt Kassel 4
Wahlbezirk 16.3: Landkreis Kassel 2

Wahlbezirk 16.4: Stadt Marburg und Landkreis

Marburg-Biedenkopf (soweit IHK-zugehérig) 3
Wahlbezirk 16.5: Schwalm-Eder-Kreis 1
Wahlbezirk 16.6: Landkreis Waldeck-Frankenberg 1
Wahlbezirk 16.7: Werra-Meil3ner-Kreis 1

Die in den Wahluntergruppen 1.4 und 1.5 festgelegten Mindestsitze fir mittlere und
grofRe Unternehmen wirken sich nicht auf das aktive Wahlrecht aus.

Die unmittelbar gewahlten Mitglieder der Vollversammlung kénnen gemaf § 1 Absatz
5 jeweils die folgende Anzahl von Mitgliedern der Vollversammlung hinzuwahlen:

Wabhlgruppe 1.2: 1 Mitglied
Wahlgruppe 1.4: bis zu 2 Mitglieder
Wahlgruppe 1.5: bis zu 2 Mitglieder

Wahlgruppe 10.3: 1 Mitglied

§7

Wahlkommission, Wahlfrist

Die Vollversammlung wahlt zur Durchfihrung jeder unmittelbaren Wahl eine
Wahlkommission, die aus einem Vorsitzenden und vier Mitgliedern besteht; fir die
Mitglieder sind vier Stellvertreter zu wahlen. Die Wahlkommission kann sich eine
Geschéftsordnung geben und einen stellvertretenden Vorsitzenden wahlen.

Die Wahlkommission ist beschlussfahig, wenn mindestens drei Mitglieder bzw.
Stellvertreter anwesend sind; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Vorsitzenden. Die Beschlisse kdnnen auch schriftlich oder elektronisch gefasst
werden. Die Wahlkommission wird durch den Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung
durch den stellvertretenden Vorsitzenden oder — falls ein solcher nicht gewahlt ist —
durch das alteste Wahlkommissionsmitglied vertreten. Sofern die Mitglieder der
Wahlkommission nichts anderes bestimmen, tGbernimmt im Falle der Verhinderung
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eines Mitglieds an der Teilnahme einer Sitzung oder am schriftlichen bzw.
elektronischen Verfahren der Wahlkommission ein mittels Losentscheid bestimmter
Stellvertreter diese Funktion.

Die Wahlkommission kann durch den Hauptgeschaftsfliihrer benannte Personen als
Wabhlhelfer bestimmen und sich bei der Wahrnehmung ihrer Tatigkeit deren
Unterstitzung bedienen. Sie kann einzelne Aufgaben auf die Wahlhelfer tibertragen.

Die Wahlkommission bestimmt den Zeitpunkt, an welchem die Stimmen in der IHK-
Zentrale in Kassel vorliegen oder auf dem Wahlserver gespeichert sein missen (Ende
der Wahlfrist).

§8

Wahlerlisten

Nach den Vorgaben der Wahlkommission stellt die IHK zur Vorbereitung der Wahl fir
jede Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk Listen der Wahlberechtigten (Wahlerlisten) auf,
legt sie der Wahlkommission zur Bestatigung vor und legt sie sodann flr eine Woche
in den Geschaftsraumen der IHK sowie in den regionalen Service-Zentren der IHK zur
Einsicht aus. Die Wahlerlisten kdnnen auch in Dateiform erstellt werden. Sie enthalten
Angaben zu Name, Firma, Anschrift, Wahlgruppe, Wahlbezirk, Identitdtsnummer und
Wirtschaftszweig der Wahlberechtigten. Die Wahlerlisten kdénnen durch die
Wabhlberechtigten oder ihre Bevollmachtigten eingesehen werden. Die Einsichtnahme
beschrankt sich auf die jeweilige Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk.

Bei der Aufstellung der Wahlerlisten legt die IHK die ihr vorliegenden Unterlagen
zugrunde und weist die Wabhlberechtigten auf Grundlage der Vorgaben der
Wahlkommission den einzelnen  Wahlgruppen/-untergruppen/-bezirken  zu.
Wahlberechtigte, die mehreren Wahlgruppen/-untergruppen/-bezirken angehoren,
werden einer der Wahlgruppen/-untergruppen/-bezirke zugeordnet. Wahlberechtigte,
die ausschliellich als personlich haftende Gesellschafter eines anderen
Wabhlberechtigten oder als Besitzgesellschaft fiir einen anderen Wahlberechtigten tatig
sind, werden der Wahlgruppe dieses anderen Wahlberechtigten zugeordnet.

Antrage auf Aufnahme in eine Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk oder auf Zuordnung
zu einer anderen Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk sowie Einspriiche gegen die
Zuordnung zu einer Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk kénnen bis eine Woche nach
Ablauf der in Absatz 1 genannten Auslegungsfrist schriftlich bei der Wahlkommission
eingereicht werden. Auch eine Ubermittlung per Fax oder die Ubermittlung eines
eingescannten Dokuments per E-Mail ist zuldssig. Die Wahlkommission entscheidet
daruber, sie kann auch von Amts wegen Anderungen vornehmen. AnschlieBend stellt
sie die Ordnungsmaligkeit der Wahlerlisten fest.

Wahlen kann nur, wer in den festgestellten Wahlerlisten eingetragen ist oder bis eine

Woche vor dem Ende der Wahlfrist (§ 7 Absatz 4) nachweist, dass sein Wahlrecht erst
nach Ablauf der Frist des § 8 Absatz 3 entstanden ist.
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Die IHK ist berechtigt, Name, Firma und Anschrift der jeweiligen Wahlgruppen/
-untergruppen/-bezirke an Bewerber und Kandidaten sowie deren Bevollmachtigte zum
Zwecke der Wahlwerbung zu Ubermitteln. Die Bewerber und Kandidaten bzw. deren
Bevollmachtigte haben eine Verpflichtung zu unterzeichnen, wonach sie die
Ubermittelten Daten ausschlieRlich fur Wahlzwecke nutzen und sie spatestens nach
der Wahl unverztiglich I6schen bzw. vernichten.

Soweit personenbezogene Daten in den Wahlerlisten enthalten sind, besteht nicht

1. das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemald Artikel 15 Absatz 1
Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23. Mai 2018, S. 2),

2. die Mitteilungspflicht der verantwortlichen Stelle gemaR Artikel 19 Satz 2 der
Verordnung (EU) 2016/679 und

3. das Recht auf Widerspruch gemaf Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679.

Das Recht auf Erhalt einer Kopie nach Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU)
2016/679 wird dadurch erfillt, dass die betroffene Person Einsicht in die Wahlerlisten
nehmen kann.

§9
Bekanntmachungen der Wahlkommission betreffend Wahlfrist,
Einsichtnahme in Wahlerlisten, Einspruchsfrist und Wahlvorschlage

Die Wahlkommission macht das Ende der Wahlfrist (§ 7 Absatz 4) sowie Zeit und Ort
der Auslegung der Wahlerlisten mit dem Hinweis auf die in § 8 Absatz 3 genannten
Méglichkeiten der Einreichung von Antragen und Einspriichen einschlief3lich der dafir
vorgesehenen Fristen bekannt.

Die Wahlkommission fordert in dieser Bekanntmachung die Wahlberechtigten auf,
Wabhlvorschlage fur ihre Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk bis drei Wochen nach Ablauf
der in § 8 Absatz 3 genannten Frist bei ihr einzureichen. Sie weist dabei darauf hin, wie
viele Mitglieder in jeder Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk zu wahlen sind.

§10
Wahlvorschlage, Kandidatenliste
Jeder Wahlberechtigte kann fur die in seiner Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk zu

wahlenden Mitglieder der Vollversammlung schriftliche Wahlvorschlage einreichen,
wobei auch eine Ubermittlung per Fax zuldssig ist. Zuldssig ist ebenfalls die
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Ubermittlung eines eingescannten Dokuments per E-Mail. Bewerber kénnen nur fiir die
Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk benannt werden, fir die sie selbst bzw. die IHK-
Zugehdrigen, von denen ihre Wahlbarkeit abgeleitet wird, wahlberechtigt sind. Die
Summe der gultigen Wahlvorschlage fiir eine Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk ergibt
die Kandidatenliste. Die Bewerber werden in der Kandidatenliste nach Wahlgruppe/
-untergruppe/-bezirk in der alphabetischen Reihenfolge ihrer ersten Familiennamen
aufgefuhrt, bei Namensgleichheit entscheidet der Vorname. In den Wahluntergruppen
1.4 und 1.5 erfolgt zusatzlich ein Hinweis auf die BetriebsgréRenklasse in der
Kandidatenliste. Bei vollstandiger Namensgleichheit legt die Wahlkommission die
Reihenfolge durch Losentscheid fest.

Die Bewerber sind mit Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum, Funktion im
Unternehmen, Bezeichnung des IHK-zugehérigen Unternehmens und dessen Anschrift
sowie gegebenenfalls dessen Betriebsgrofienklasse aufzufihren; aullerdem ist eine
Erklarung jedes Bewerbers beizufigen, dass er zur Annahme der Wahl bereit ist und
ihm keine Tatsachen bekannt sind, die seine Wahlbarkeit nach dieser Wahlordnung
ausschlief3en.

Der Wahlvorschlag bedarf keiner zusatzlichen Unterstitzung.

Die Wahlkommission pruft die eingegangenen Wahlvorschlage. Sie kann
Authentizitatsnachweise verlangen. Zur Priufung der Wahlvorschlage, insbesondere
der Wahlbarkeit von Bewerbern, kann die Wahlkommission weitere Angaben
verlangen. Sie fordert Bewerber unter Fristsetzung auf, Mangel zu beseitigen, soweit
es sich nicht um einen der in Absatz 5 genannten Mangel handelt. Besteht ein
Wahlvorschlag aus mehreren Bewerbern, so ergeht die Aufforderung an jeden
Bewerber, auf den sich die Mangel beziehen. Soweit die Mangel nicht fristgerecht
beseitigt werden, wird der betreffende Bewerber nicht in die Kandidatenliste
aufgenommen.

Bei folgenden Mangeln der Wahlvorschlage wird keine Frist zur Mangelbeseitigung
gesetzt:

a) Die Einreichungsfrist wurde nicht eingehalten.

b) Das Formerfordernis nach Absatz 1 Satze 2 und 3 wurde nicht eingehalten.

c) Der Bewerber ist nicht wahlbar.

d) Der Bewerber ist nicht identifizierbar.

e) Die Zustimmungserklarung des Bewerbers fehilt.

Jede Kandidatenliste soll mindestens einen Bewerber mehr enthalten, als in der
jeweiligen Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk oder Betriebsgréfienklasse
(Wahluntergruppe 1.4 und 1.5) zu wahlen sind. Geht in einer Wahlgruppe/

-untergruppe/-bezirk oder fir eine BetriebsgroRenklasse kein gultiger Wahlvorschlag
ein oder reicht die Zahl der gliltigen Wahlvorschlage nicht aus, um die Bedingung des
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Satzes 1 fur eine Kandidatenliste zu erflllen, so setzt die Wahlkommission eine
angemessene Nachfrist und wiederholt die Aufforderung gemall § 9 Absatz 2
beschrankt auf diese Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk. Liegt kein gultiger
Wabhlvorschlag vor oder reicht die Zahl der gultigen Wahlvorschldge zur Besetzung der
garantierten Mindestsitze in den Wahluntergruppen 1.4 und 1.5 nicht aus, setzt die
Wahlkommission ebenfalls eine angemessene Nachfrist fest. Bei fruchtlosem Ablauf
dieser Nachfrist findet eine auf die gultigen Wahlvorschlage beschrankte Wahl statt.

Die Wahlkommission macht die Kandidatenlisten mit folgenden Angaben der
Kandidaten bekannt: Familienname, Vorname, Funktion im Unternehmen,
Bezeichnung des IHK-zugehdrigen Unternehmens und in den Wahluntergruppen 1.4
und 1.5 unter Angabe der BetriebsgroRenklasse. Erganzende Angaben kann die
Wahlkommission beschlief3en. Hierauf ist in der Wahlbekanntmachung hinzuweisen.
Im Falle von Absatz 6 Satz 2 werden Nachfrist und Aufforderung zur Einreichung
weiterer Wahlvorschlage von der Wahlkommission ebenfalls bekannt gemacht.

Das Widerspruchsrecht gemaR Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 findet in
Bezug auf die in der Kandidatenliste enthaltenen personenbezogenen Daten keine
Anwendung.

§11
Durchfiihrung der Wahl

Die Wahl erfolgt schriftlich (Briefwahl) und zusatzlich in elektronischer Form
(elektronische Wahl).

Die IHK versendet an alle Wahlberechtigten eine WahImitteilung mit dem Hinweis, dass
der Wahlberechtigte seine Stimme nur einmal — entweder in der elektronischen Form

oder per Briefwahl — abgeben soll. Fir den Fall, dass die Stimme in der elektronischen
Form und per Briefwahl abgegeben wird, zahlt die elektronisch abgegebene Stimme.

§12
Wabhlunterlagen
Die Wahlberechtigten erhalten von der IHK ihre Wahlunterlagen fur die Briefwahl und
zusatzlich ihre Zugangsdaten zum Wabhlportal fir die elektronische Wahl. Sie sind als
vertrauliche Wahlunterlagen zu kennzeichnen.

Far die Briefwahl werden dem Wahlberechtigten folgende Unterlagen ubermittelt:

a) einen Vordruck fir den Nachweis der Berechtigung zur Ausliibung des Wahlrechts
(Wahlschein),

b) einen Stimmzettel,
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c) einen neutralen Umschlag mit der Bezeichnung ,IHK-Wahl*
(Stimmzettelumschlag),

d) einen Umschlag fir die Ricksendung der Wahlunterlagen (Riicksendeumschlag.

Zur Durchfihrung der elektronischen Wahl werden dem Wahlberechtigten
Zugangsdaten (Login-Kennung, Passwort) und URL zum Wahlportal sowie
Informationen zur Durchfiihrung der Wahl und der Nutzung des Wahlportals Gbermittelt.
Die Zugangsdaten sind durch ein Rubbelfeld oder in vergleichbarer, sicherer Weise
abgedeckt. Sie mussen zur Sichtbarmachung und Nutzung aufgedeckt werden.

Die Wahlunterlagen enthalten den Hinweis, dass die Stimmabgabe durch den
Wahlberechtigten personlich und unbeobachtet sowie nur einmal — entweder in der
elektronischen Form oder per Briefwahl — erfolgen darf.

Wahlberechtigte, die sowohl zur Wahl der Vollversammlung als auch zur Wahl einer
Regionalversammlung berechtigt sind, erhalten fir die Briefwahl lediglich einen
Wahlschein, der fir beide Wahlen gultig ist. FUr die elektronische Wahl erhalten sie
jeweils gesonderte, unterschiedliche Zugangsdaten (Absatz 3).

§13
Stimmabgabe bei Briefwahl

Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, welche flr die Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk
die Kandidatenliste sowie einen Hinweis auf die Anzahl der in der Wahlgruppe/
-untergruppe/-bezirk zu wahlenden Kandidaten enthalten. Die Reihenfolge der
Kandidaten ergibt sich aus der Kandidatenliste (§ 10 Absatz 1). Zur Wahlaustibung
berechtigt ist der IHK-Zugehorige selbst oder eine Person, die zur Wahlausibung
bevollmachtigt ist und dazu die Wahlunterlagen des Wahlberechtigten erhalten hat.

Der Wahlausubungsberechtigte darf hdchstens so viele Kandidaten kennzeichnen, wie
in der Wahlgruppe/-untergruppe/-bezirk zu wahlen sind. Er kennzeichnet die von ihm
gewahlten Kandidaten dadurch, dass er jeweils das Feld vor deren Namen auf dem
Stimmzettel ankreuzt. Er kann fur jeden Kandidaten jeweils nur einmal stimmen.

Der WahlauslUbungsberechtigte hat den von ihm gemafl Absatz 2 gekennzeichneten
Stimmzettel in den Stimmzettelumschlag zu legen und diesen zu verschlielen.
AnschlieRend ist der verschlossene Stimmzettelumschlag und der unterzeichnete
Wahlschein in dem Ricksendeumschlag so rechtzeitig an die IHK zurlickzusenden,
dass die Unterlagen innerhalb der von der Wahlkommission flr die Austibung des
Wahlrechts festgelegten Frist bei der IHK eingehen. Die rechtzeitig bei der IHK
eingegangenen Wahlunterlagen werden nach Prufung der Wahlberechtigung mit
ungedffneten Stimmzettelumschlagen bis zur Stimmenauszahlung verwahrt.
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§14
Stimmabgabe bei elektronischer Wahl

Die Stimmabgabe erfolgt in elektronischer Form nach vorheriger Anmeldung und
Authentifizierung des Wahlberechtigten am Wahlportal.

Die Authentifizierung fir den elektronischen Zugang zum Stimmzettel erfolgt in einem
einstufigen Verfahren. Der Wahlberechtigte legt zunachst die mit den
Briefwahlunterlagen erhaltenen Zugangsdaten (§ 12 Absatz 3) frei und loggt sich dann
auf dem Wahlportal ein. Mittels der Zugangsdaten erhalt der durch diese
Authentifizierung Wahlberechtigte den Zugang zum elektronischen Stimmzettel. Das
Wahlportal ermdoglicht die Stimmabgabe mittels Aufrufes eines elektronischen
Stimmzettels. Vor dem Zugang zum elektronischen Stimmzettel ist durch den
Wahlaustbungsberechtigten zu bestatigen, dass die Stimmabgabe persdnlich und
unbeobachtet sowie nur einmal — entweder in der elektronischen Form oder per
Briefwahl — erfolgen darf.

Der Wahlberechtigte ist Uber geeignete Sicherheitsmallnahmen zu informieren, mit
denen das fur die Wahlhandlung genutzte Endgerat gegen Eingriffe Dritter nach dem
aktuellen Stand der Technik geschitzt wird und damit seine Stimme nicht durch
Angriffe von aulen, insbesondere mittels Viren und ,Trojanern®, manipuliert oder
ausgespaht werden kann. Auf kostenfreie Bezugsquellen geeigneter Software ist vorab
hinzuweisen. Die Kenntnisnahme der Sicherheitshinweise ist durch den
Wahlausubungsberechtigten vor Beginn der Anmeldung und Authentifizierung in
elektronischer Form zu bestatigen.

Die elektronische Wahl erfolgt durch Kennzeichnung der zu wahlenden Kandidaten auf
dem elektronischen Stimmzettel im Wahlportal. Der elektronische Stimmzettel enthalt
die Kandidatenliste fur die Wahlgruppe, Wahluntergruppe bzw. den Wahlbezirk zur
Wahl der Vollversammlung bzw. fir die Wahlgruppe zur Wahl der
Regionalversammlung sowie einen Hinweis auf die Anzahl der in der Wahigruppe,
Wahluntergruppe bzw. dem Wahlbezirk und gegebenenfalls der Betriebsgroflenklasse
zu wahlenden Kandidaten. Die Reihenfolge der Kandidaten ergibt sich aus der
Kandidatenliste (§ 10 Absatz 1). Der Wahlauslibungsberechtigte darf héchstens so
viele Kandidaten kennzeichnen, wie in der Wahlgruppe und dem Wahlbezirk und
gegebenenfalls der Betriebsgrofienklasse zu wahlen sind. Er kann fir jeden
Kandidaten jeweils nur einmal stimmen.

Bei der elektronischen Stimmabgabe gilt die Wahlausibungsberechtigung als
gegeben, wenn die Stimmabgabe unter Verwendung der dem Wahlberechtigten
mitgeteilten Login-Kennung und des entsprechenden Passworts geschieht und vor
dem Zugang zum elektronischen Stimmzettel auf Abfrage bestatigt wird, dass Login
und Passwort berechtigt genutzt werden. Ferner ist die Wahlberechtigung nach § 2 zu
bestatigen. Durch das verwendete elektronische Wahlsystem ist sicherzustellen, dass
das Stimmrecht nicht mehrfach ausgeubt werden kann.

Der elektronische Stimmzettel ist entsprechend der im Wahlportal enthaltenen
Anleitung elektronisch auszufillen und abzusenden.
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Der Wahlausibungsberechtigte muss bis zur endglltigen Stimmabgabe die
Méglichkeit haben, seine Eingabe zu korrigieren oder die Wahl abzubrechen. Ein
Absenden der Stimme ist erst auf der Grundlage einer elektronischen Bestatigung
durch den Wahlauslibungsberechtigten zu ermdglichen. Die Ubermittlung muss fiir den
Wahlaustibungsberechtigten am Bildschirm erkennbar sein. Mit dem Hinweis Uber die
erfolgreiche Stimmabgabe gilt diese als vollzogen.

Vor der Bestatigung fur das Absenden der Stimme ist der Wahlausibungsberechtigte
darauf hinzuweisen, wenn er keinen oder weniger Kandidaten gekennzeichnet hat, als
in seiner Wahlgruppe, Wahluntergruppe, Wahlbezirk zu wahlen sind. Die Stimmabgabe
fur mehr Kandidaten, als in der Wahlgruppe, Wahluntergruppe, Wahlbezirk zu wahlen
sind, ist technisch auszuschlief3en.

Die Wahlkommission tberzeugt sich davon, dass die verwendete EDV-Anwendung
geeignet ist, die Durchfihrung und Uberwachung der elektronischen Wahl
sicherzustellen. Von der Wahlkommission kénnen dazu konkrete Vorgaben festgelegt
werden.

§15
Technische Bedingungen der elektronischen Wahl

Das verwendete elektronische Wahlsystem muss sicherstellen, dass das Stimmrecht
nicht mehrfach ausgelbt werden kann.

Auf den Inhalt der Stimmabgabe hat die IHK keinen Zugriff.

Bei der Stimmeingabe darf es durch das verwendete elektronische Wahlsystem zu
keiner Speicherung der Stimme des Wahlausibungsberechtigten in dem von ihm
hierzu verwendeten Endgerat kommen. Es ist zu gewahrleisten, dass unbemerkte
Veranderungen der Stimmeingabe durch Dritte ausgeschlossen sind.

Auf dem Bildschirm muss der Stimmzettel nach Absenden der Stimmeingabe
unverzlglich ausgeblendet werden. Das verwendete elektronische Wahlsystem darf
die Mdglichkeit fir einen Papierausdruck der abgegebenen Stimme nach der
endglltigen Stimmabgabe nicht zulassen.

Die Speicherung der Stimmabgabe in der elektronischen Wahlurne muss anonymisiert
und nach einem nicht nachvollziehbaren Zufallsprinzip erfolgen. Nach der
Stimmabgabe ist der Zugang zum Wahlsystem zu sperren. Die Anmeldung am
Wabhlsystem, die Auswahl und Abgabe der Stimme sowie personliche Informationen
und IP-Adressen der Wahlausubungsberechtigten dirfen nicht protokolliert werden.
Eine kurzfristige Speicherung ist nur dann und nur solange zulassig, wie dies zur
Abwehr von Massenmailangriffen notwendig ist. Die IHK kann lediglich tberprifen, ob
ein Wahlberechtigter elektronisch gewahlt hat, um eine doppelte Stimmabgabe
auszuschlieRen.
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Zur Wahrung des Wahlgeheimnisses muss technisch sichergestellt werden, dass die
elektronische Wahlurne und die elektronische Wahlerliste getrennt gehalten werden,
z.B. indem die elektronische Wahlurne und die elektronische Wahlerliste auf
verschiedener Serverhardware geflihrt werden oder indem die Trennung durch eine
technisch in gleicher Weise sichere Losung gewahrleistet ist. Die Server missen in
Deutschland stehen.

Die Wahlserver sind vor Angriffen aus dem Netz zu schitzen. Insbesondere sind nur
autorisierte Zugriffe zuzulassen. Autorisierte Zugriffe sind insbesondere die
Uberprifung der Stimmberechtigung, die Speicherung der Stimmabgabe
zugelassener Wahlberechtigter, die Registrierung der Stimmabgabe und die
Uberpriifung auf mehrfacher Ausiibung des Stimmrechtes (Wahldaten).

Die Einzelheiten kann die Wahlkommission festlegen.

§ 16
Technische Anforderungen an die elektronische Wahl

Elektronische Wahlen dirfen nur dann durchgefiihrt werden, wenn das verwendete
elektronische Wahlsystem dem jeweiligen Stand der Technik entspricht. Die
Anforderungen aus dem Common Criteria Schutzprofil fir Basissatz von
Sicherheitsanforderungen  an  Online-Wahlprodukte  (BSI-CC-PP-0037) des
Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik sind zu erflillen, soweit in dieser
Wahlordnung nicht ausdrucklich Abweichendes geregelt ist. Alternativen zur IuK-
technischen Umsetzung sind zulassig, sofern die Schutzziele in mindestens gleicher
Weise erreicht werden. Das System muss die in den nachfolgenden Absatzen
aufgefuhrten technischen Spezifikationen erfullen. Die Erfullung der technischen
Anforderungen ist durch geeignete Unterlagen nachzuweisen.

Beginn und Beendigung der elektronischen Wahl erfolgt durch die Autorisierung der
Wahlkommission.

Es wird durch geeignete technische MalRihahmen gewahrleistet, dass im Falle des
Ausfalles oder der Stérung eines Servers oder eines Serverbereiches keine Stimmen
unwiederbringlich verloren gehen kénnen.

Das Ubertragungsverfahren der Wahldaten ist so auszugestalten, dass sie vor
Ausspah- oder Entschllsselungsversuchen geschiitzt sind. Die Ubertragungswege zur
Uberpriifung der Stimmberechtigung des Wahlausiibungsberechtigten sowie zur
Registrierung der Stimmabgabe in der Wahlerliste und die Stimmabgabe in die
elektronische Wahlurne sind so zu trennen, dass zu keiner Zeit eine Zuordnung des
Inhalts der Wahlentscheidung zum Wahlberechtigten madglich ist.

Die Datenlibermittlung hat verschliisselt zu erfolgen, um eine unbemerkte Veranderung
der Wahldaten zu verhindern. Bei der Ubertragung und Verarbeitung der Wahldaten ist
zu gewahrleisten, dass bei der Registrierung der Stimmabgabe in der Wahlerliste kein
Zugriff auf den Inhalt der Stimmabgabe maoglich ist.
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§17
Storung der elektronischen Wahl

Werden Stérungen der elektronischen Wahl bekannt, etwa beztiglich der Erreichbarkeit
von Wabhlportal und Wahlservern, die ohne Gefahr eines vorzeitigen Bekanntwerdens
oder Loschens der bereits abgegebenen Stimmen behoben werden kénnen und bei
denen eine mogliche Stimmmanipulation ausgeschlossen ist, soll die Wahlkommission
diese Stérungen beheben oder beheben lassen und die elektronische Wahl fortsetzen.

Kdénnen die in Absatz 1 benannten Gefahren oder eine moégliche Stimmmanipulation
nicht ausgeschlossen werden oder liegen andere gewichtige Griinde vor, ist die
elektronische Wahl, gegebenenfalls auch unter Beschrankung auf einzelne
Wahlgruppen oder Wahlbezirke, ohne Auszahlung der Stimmen zur abschlieRenden
Prufung zunachst zu unterbrechen. Kénnen nach Prufung die in Satz 1 benannten
Sachverhalte ausgeschlossen werden, kann die Wahlkommission nach Behebung der
zur Wahlunterbrechung fluhrenden Stdérung die unterbrochene elektronische Wahl
fortsetzen, sofern dies in Anbetracht der Gesamtumstande sachdienlich erscheint, um
den betroffenen Wahlberechtigten ausreichende Gelegenheit zur Stimmabgabe
einzurdaumen. Anderenfalls wird die elektronische Wahl abgebrochen und die
Wahlberechtigten sind auf die Méglichkeit der Briefwahl zu verweisen.

In den Fallen der Absdtze 1 und 2 hat die Wahlkommission auch Uber eine
Verlangerung der Wahlfrist zu entscheiden. Die Verlangerung muss unter
Berlcksichtigung des Zeitraums fur ihre Bekanntmachung und der Art und Dauer der
zugrundeliegenden Stérung im Wahlablauf geeignet sein, den betroffenen
Wahlausubungsberechtigten  ausreichende  Gelegenheit zur  Stimmabgabe
einzurdumen. Sie kann auf die elektronische Wahl sowie auf einzelne Wahlgruppen,
Wahluntergruppen oder Wahlbezirke beschrankt werden.

Stérungen im Sinne der Absatze 1 und 2, deren Dauer und die von der
Wahlkommission getroffenen Mallnahmen sowie die diesen zugrunde liegenden
Erwagungen sind in der Niederschrift zur Wahl zu vermerken. Die von der
Wahlkommission aufgrund von Stérungen beschlossenen Mallnahmen sowie
Wabhlabbriiche oder Verlangerungen der Wahlfrist sind bekanntzumachen.

§18
Stimmauszahlung

Zum Beginn der Stimmauszahlung veranlasst die Wahlkommission zunachst die
Auszahlung der elektronisch und sodann die per Briefwahl abgegebenen Stimmen. Die
Ergebnisse der elektronischen Wahl und der Briefwahl werden jeweils gesondert
festgestellt und von der Wahlkommission in beschlussfahiger Starke unterzeichnet.

Das Wahlsystem zahlt die elektronisch abgegebenen Stimmen aus und berechnet das
Teilergebnis der elektronischen Wahl. Zudem wird die elektronische Wahlerliste fir den
Abgleich mit den Briefwahlstimmen zur Verhinderung der doppelten Stimmabgabe
bereitgestellt. Hierbei erfolgt ein Abgleich mit der elektronischen Wahlerliste, ob der
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Wahlberechtigte seine Stimme bereits abgegeben hat. Wird bei der Prifung
festgestellt, dass bereits eine elektronische Stimmabgabe erfolgt ist, so wird die
Briefwahlstimme aussortiert und fir ungultig erklart. Die elektronisch abgegebene
Stimme zahlt. Nach erfolgtem Abgleich werden die Ubrigen Briefwahlstimmen
ausgezahilt.

Auf der Grundlage der Teilergebnisse der elektronischen Wahl und der Briefwahl stellt
die Wahlkommission das Gesamtergebnis der Wahl fest, welches von der
Wahlkommission in beschlussfahiger Starke unterzeichnet wird.

Die Auszahlung der Stimmen ist &ffentlich.

Fiar die Administration der Wahlserver und insbesondere fur die Auszahlung und
Archivierung der elektronischen Wahl ist die Autorisierung durch die Wahlkommission
notwendig.

Fir die elektronische Wahl stehen technische Moglichkeiten zur Verfigung, die den
Auszahlungsprozess fur jeden Wahlberechtigten reproduzierbar machen kénnen. Die
Wahlkommission gewahrt auf Antrag bei berechtigtem Interesse die Mdoglichkeit,
anhand der von der elektronischen Wahlurne erzeugten Datei die OrdnungsmaRigkeit
der Auszahlung zu prifen.

§19
Giltigkeit der Stimmen

Uber die Giiltigkeit der abgegebenen Stimmen und Uber alle bei der Wahlhandlung und
der Ermittlung des Wahlergebnisses sich ergebenden Fragen entscheidet die
Wahlkommission. Ungiiltig sind insbesondere Stimmzettel

a) die Zusatze, Streichungen oder Vorbehalte aufweisen,

b) die die Absicht des Wahlers nicht klar erkennen lassen oder keine Kennzeichnung
enthalten,

c) in denen mehr Kandidaten angekreuzt sind, als in der Wahlgruppe/
-untergruppe/-bezirk zu wahlen sind,

d) die weder in einem verschlossenen Stimmzettelumschlag noch in einem
verschlossenen Rucksendeumschlag eingehen.

Mehrere in einem Stimmzettelumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als nur ein
Stimmzettel, wenn ihre Kennzeichnungen gleichlauten oder nur einer von ihnen
gekennzeichnet ist; andernfalls sind sie samtlich unguiltig.

Ricksendeumschlage, die lediglich den Stimmzettelumschlag, nicht jedoch den

Wahlschein enthalten, werden zurlickgewiesen. Dies gilt auch, falls der Wahlschein im
Stimmzettelumschlag versendet wurde oder nicht ausreichend ausgefullt ist. Kein
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Zurlckweisungsgrund ist die Rucksendung der Wahlunterlagen in einem anderen
Umschlag als dem Ricksendeumschlag.

§ 20
Wabhlergebnis

Gewahlt sind in den einzelnen Wahlgruppen/-untergruppen/-bezirken und
BetriebsgroRenklassen (Wahluntergruppen 1.4 und 1.5) diejenigen Kandidaten, welche
die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los,
welches ein Mitglied der Wahlkommission zieht; das gleiche gilt fir die Festlegung der
Reihenfolge der Nachfolgemitglieder (§ 1 Absatz 3).

Unverziglich nach Abschluss der Wahl stellt die Wahlkommission das Wahlergebnis
fest, fertigt Uber die Ermittlung des Wahlergebnisses eine Niederschrift an und macht
die Namen der gewahlten Kandidaten bekannt.

Die IHK verdffentlicht im Internet weitere Informationen zum Wahlergebnis,
insbesondere die Zahl der Wahlberechtigten, die Zahl der abgegebenen Stimmen, die
Zahl der zurlickgewiesenen, der gultigen und ungdltigen Stimmen, sowie die fir die
einzelnen Kandidaten abgegebenen gultigen Stimmen. Darlber ist rechtzeitig in einer
Wahlbekanntmachung zu informieren.

§ 21
Wahlpriifung

Einspriche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses missen innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich bei der Wahlkommission
eingegangen sein. Zuldssig ist ebenfalls die Ubermittiung eines eingescannten
Dokuments per E-Mail. Der Einspruch ist auf die Wahl innerhalb der Wahlgruppe/
-untergruppe/-bezirks des Wahlberechtigten beschrankt. Uber Einspriiche gegen die
Feststellung des Wahlergebnisses entscheidet die Wahlkommission. Gegen diese
Entscheidung kann innerhalb eines Monats Widerspruch gemal der
Verwaltungsgerichtsordnung erhoben werden. Uber diesen entscheidet die
Vollversammlung.

Einspriche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses und Widerspriche gegen die
Entscheidung der Wahlkommission sind zu begrinden. Sie kdnnen nur auf einen
Verstold gegen wesentliche Wahlvorschriften gestitzt werden, durch die das
Wahlergebnis beeinflusst werden kann. Grinde kdnnen nur bis zum Ablauf der
Widerspruchsfrist vorgetragen werden. Im Wahlprifungsverfahren einschlielich eines
gerichtlichen Verfahrens werden nur bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
vorgetragenen Grinde berticksichtigt.
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§ 22
Verfahren und Uberpriifung der mittelbaren Wahl

Die durch die unmittelbar gewahlten Mitglieder der Vollversammlung in mittelbarer
Wahl zu wahlenden Mitglieder der Vollversammlung missen von mindestens flnf
Wabhlpersonen oder dem Prasidium, flr die Zuwahl mit schriftlicher Begriindung nach
§ 1 Absatz 1, mindestens zwei Wochen vor der nachsten Vollversammiung
vorgeschlagen werden; § 10 Absatz 2 gilt entsprechend.

Die Wahl kann frihestens in der konstituierenden Sitzung der Vollversammlung
erfolgen. Vorschlagsberechtigt sind fur die konstituierende Sitzung die bereits
gewahlten Kandidaten und das Prasidium.

Scheidet ein mittelbar gewahltes Mitglied der Vollversammlung wahrend der Dauer der
Wahlperiode aus, kann nach § 1 Absatz 3 eine Ersatzwahl fir die restliche Amtszeit
erfolgen. Fir Wahlvorschlage ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden.

Die Zuwahl nach § 1 Absatz 1 Satz 2 setzt einen vorherigen Beschluss der
Vollversammlung voraus, dass die Voraussetzungen von § 1 Absatz 1 Satz 3 und 4
vorliegen. Dieser Beschluss muss auch die Anzahl der zu besetzenden Sitze
beinhalten.

Die mittelbare Wahl wird fur jeden Sitz schriftlich und geheim durchgefiihrt. Eine offene
Wahl kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln beschlossen werden. Gewahlt ist, wer
mehr als die Halfte der abgegebenen Stimmen erhalt. Erhalt bei mehreren Kandidaten
kein Kandidat die erforderliche Mehrheit, findet eine Stichwahl zwischen den beiden
Kandidaten mit den meisten Stimmen statt. Stimmenthaltungen gelten als nicht
abgegeben. Die mittelbare Wahl erfolgt flr die Dauer der laufenden Wahlperiode.

Die mittelbar gewahlten Mitglieder sind gemaf § 27 bekanntzumachen.
Fir die Wahlprifung gelten die Regelungen des § 21 entsprechend mit der MalRgabe,
dass anstelle der Wahlkommission das Prasidium tritt. Einspruchsberechtigt ist, wer

gemal Absatz 1 Wahlperson oder gemal § 2 wahlberechtigt in der betreffenden
Wahlgruppe, Wahluntergruppe und dem Wahlbezirk ist.
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§23
Wahimodus

Die IHK-Zugehdrigen wahlen in allgemeiner, unmittelbarer, geheimer und schriftlicher
Wahl fur die Dauer der Wahlperiode der Vollversammlung in den Landkreisen des IHK-
Bezirks Regionalversammlungen. Fir den Stadt- und Landkreis Kassel wird eine
einheitliche Regionalversammlung gebildet.

Die Regionalversammlungen bestehen aus 25 direkt gewahlten Mitgliedern. Die
unmittelbar gewahlten Mitglieder jeder Regionalversammlung kdnnen bis zu 5 weitere
wahlbare Personen in die Regionalversammlung berufen. Dabei sollen unter
Berlcksichtigung der wirtschaftlichen Besonderheiten des jeweiligen Wahlbezirks
insbesondere Vertreter solcher wirtschaftlich bedeutsamen Gewerbegruppen und/oder
Unternehmen berufen werden, die bei der unmittelbaren Wahl nicht gewahlt wurden.

§24
Wabhlgruppen, Sitzverteilung

Die Landkreise Hersfeld-Rotenburg, Schwalm-Eder, Waldeck-Frankenberg und Werra-
Meil3ner bilden jeweils einen Wahlbezirk. Im Landkreis Marburg-Biedenkopf bildet der
Altkreis Marburg, d. h. die Stadte und Gemeinden, die zum IHK-Bezirk gehdren, einen
Wahlbezirk. Die Stadt Kassel und der Landkreis Kassel bilden gemeinsam einen
Wahlbezirk.

Die Zusammensetzung der Regionalversammlung soll die  wichtigsten
Geschaftszweige und die einzelnen Gebiete der jeweiligen Wahlbezirke ihrer
wirtschaftlichen Bedeutung entsprechend berlcksichtigen. Die IHK-Zugehdrigen
werden zu diesem Zweck in folgende Wahlgruppen eingeteilt:

Wahlgruppe 1:
Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden sowie

deren Verarbeitung; Bauwirtschaft

Wahlgruppe 2:
Energie- und Wasserversorgung

Wahlgruppe 3:
Einzelhandel (mit KFZ-Handel und Tankstellen sowie ohne Apotheken)

Wahlgruppe 4:
Gro3handel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) und Handelsvermittlung

Seite 24 von 27




3)

Wahlgruppe 5:
Gastgewerbe, Reiseburos und -veranstalter, Verkehrsgewerbe und

Nachrichtentbermittlung

Wahlgruppe 6:
Kreditgewerbe sowie mit dem Kreditgewerbe verbundene Tatigkeiten

Wahlgruppe 7:
Versicherungsgewerbe und mit dem Versicherungsgewerbe verbundene Téatigkeiten,

Grundstlicks- und Wohnungswesen sowie Vermietung beweglicher Sachen ohne
Bedienungspersonal

Wahlgruppe 8:
Erbringung von Dienstleistungen Uberwiegend fir Unternehmen und sonst nicht

erfasste IHK-Zugehdrige

Die Sitze der direkt zu wahlenden Mitglieder der Regionalversammlungen werden unter
die Wahlgruppen wie folgt verteilt:

Wahlgruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 Sitze
Hersfeld-Rotenburg 4 2 5 2 4 1 2 5 25
Kassel 5 2 4 2 2 1 2 7 25
Marburg-Biedenkopf 10 1 2 3 1 1 1 6 25
Schwalm-Eder 7 2 4 2 2 1 2 5 25
Waldeck-Frankenberg 10 2 3 1 2 1 1 5 25
Werra-Meil3ner 6 2 5 2 2 1 1 6 25

(4)

(1)

Gemall § 23 Absatz 2 kdnnen jeweils die folgende Anzahl von Mitgliedern der
Regionalversammlungen hinzugewanhlt werden:

Wahlgruppe 1: 1 Mitglied
Wahlgruppe 4: 1 Mitglied
Wahlgruppe 6: 1 Mitglied
Wahlgruppe 7: 1 Mitglied
Wahlgruppe 8: 1 Mitglied

§25
Nachfolge, Ersatzwahl

Jeder IHK-Zugehorige kann nur durch ein Mitglied in der Regionalversammlung
vertreten sein.
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Scheidet ein unmittelbar gewahltes Mitglied der Regionalversammlung vor Ablauf der
Wabhlperiode aus, rickt der Bewerber aus derselben Wahlgruppe nach, der bei der
Wahl gemaf der festgelegten Reihenfolge nach den gewahlten Bewerbern die hdchste
Stimmenzahl erreicht hat. Ist kein Ersatzbewerber mehr vorhanden, kann die
Regionalversammlung die Durchfiihrung einer Ersatzwahl beschlielien. § 1 Absatz 4
gilt entsprechend.

Scheidet ein mittelbar gewahltes Mitglied der Regionalversammlung vor Ablauf der
Wahlperiode aus, koénnen die unmittelbar gewahlten Mitglieder der
Regionalversammlung eine Ersatzwahl vornehmen.

§ 26
Wahlverfahren

Fir das Wahlverfahren in den Regionalversammlungen gelten die Regelungen fiir das
Wabhlverfahren der Vollversammlung sinngemafy, soweit keine spezielle Regelung
besteht.

Die fur die Wahl der Vollversammlung nach § 7 gewahlte Wahlkommission tUberwacht
auch die unmittelbaren Wahlen zu den einzelnen Regionalversammlungen.

Far die Wahlberechtigung, fur die Wahlbarkeit und fur die Berechtigung zur Austibung
des Wahlrechts sowie Beginn und Ende der Mitgliedschaft in der
Regionalversammlung gelten die Bestimmungen fur die Wahl der Vollversammlung
sinngemafy, mit der Maldgabe, dass fur die Wahlbarkeit der Sitz oder das Bestehen
einer Zweigniederlassung/Betriebsstatte des IHK-Zugehdrigen im Wahlbezirk der
jeweiligen Regionalversammlung malfigebend ist.

Far die Aufstellung der Wahlerlisten, die Vorlage von Wahlvorschlagen, die
Bekanntmachung der zu beachtenden Fristen und die sonstigen Formalien, gelten die
Bestimmungen fir die Wahl der Vollversammlung, mithin die §§ 8 bis 21 sinngema,
mit der Malgabe, dass Uber Einspriche gegen die Wahl (§ 21) die jeweilige
Regionalversammlung entscheidet.

Die Wahl zu den Regionalversammlungen findet gemeinsam mit der Wahl zur
Vollversammlung statt.

Fir die mittelbare Wahl der Mitglieder der Regionalversammlungen gilt § 22
sinngemalf.

Vorschlage fur die mittelbare Wahl eines Mitglieds einer Regionalversammiung
mussen von mindestens zwei direkt gewahlten Mitgliedern der Regionalversammlung
unterzeichnet sein. Das bis zur Konstituierung einer neu gewahlten Vollversammlung
geschéaftsfuhrende Prasidium bzw. das Prasidium hat das Recht, der jeweiligen
Regionalversammlung bis zu zwei Kandidaten zur mittelbaren Wahl vorzuschlagen.
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§ 27
Bekanntmachungen

Die in der Wahlordnung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen auf der
Homepage der IHK Kassel-Marburg unter Angabe des Tags der Einstellung.

Fristen der Wahlordnung sind, soweit nicht in der Wahlordnung etwas Anderes geregelt
ist, nach den Vorschriften des Blrgerlichen Gesetzbuchs zu berechnen.

Alle Wahlunterlagen sind mindestens ein Jahr, gerechnet ab Ablauf der Einspruchsfrist,
aufzubewahren. Anschlielend sind Wahlscheine, Stimmzettel, Umschlage,
Wahlerlisten zu vernichten bzw. zu I6schen. Die Gbrigen Wahlunterlagen sind, sofern
nichts anderes bestimmt ist, bis zum Ende der Ubernachsten Wahlperiode
aufzubewahren. Fur die Daten der elektronischen Wahl gilt dies entsprechend.

§ 28
Inkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der Verdffentlichung des durch die
Aufsichtsbehdrde genehmigten Beschlusses der Vollversammlung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Wahlordnung der Industrie- und Handelskammer Kassel-Marburg in der
Fassung der Bekanntmachung des Beschlusses vom 02. Mai 2018 (Wirtschaft
Nordhessen, Heft 07/08 2018, Seite 51 ff.), auler Kraft.

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Wahlordnung bereits gewahlte
Wahlkommission bleibt im Amt. Sie fuhrt die Wahl auf der Grundlage dieser
Wahlordnung durch. Beschlusse, die die Wahlkommission bis zu diesem Zeitpunkt
gefasst hat, bleiben wirksam, soweit sie durch diese Wahlordnung gedeckt sind.

Seite 27 von 27




	I. Vollversammlung
	§ 1  Wahlmodus
	§ 2  Wahlberechtigung
	§ 3  Wählbarkeit
	§ 4  Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 5  Wahlgruppen und Wahlbezirke
	§ 6  Sitzverteilung
	§ 7  Wahlkommission, Wahlfrist
	§ 8  Wählerlisten
	§ 9  Bekanntmachungen der Wahlkommission betreffend Wahlfrist,  Einsichtnahme in Wählerlisten, Einspruchsfrist und Wahlvorschläge
	§ 10  Wahlvorschläge, Kandidatenliste
	§ 11  Durchführung der Wahl
	§ 12  Wahlunterlagen
	§ 13  Stimmabgabe bei Briefwahl
	§ 14  Stimmabgabe bei elektronischer Wahl
	§ 15  Technische Bedingungen der elektronischen Wahl
	§ 16  Technische Anforderungen an die elektronische Wahl
	§ 17  Störung der elektronischen Wahl
	§ 18  Stimmauszählung
	§ 19  Gültigkeit der Stimmen
	§ 20  Wahlergebnis
	§ 21  Wahlprüfung
	§ 22  Verfahren und Überprüfung der mittelbaren Wahl

	II. IHK-Regionalversammlungen
	§ 23  Wahlmodus
	§ 24  Wahlgruppen, Sitzverteilung
	§ 25  Nachfolge, Ersatzwahl
	§ 26  Wahlverfahren

	III. Allgemeine Regelungen
	§ 27  Bekanntmachungen
	§ 28  Inkrafttreten


